
 
 

  

 

 

Gegenüberstellung der vorgeschlagenen Änderungen der Satzung 

der 

BAWAG Group AG 
FN 269842 b 

in der ordentlichen Hauptversammlung am 8. April 2024 

 

Fassung vom 6. Dezember 2022 Vorgeschlagene Neufassung 

5.  Grundkapital und Aktien 

(1)-(6) unverändert 

(7) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital 

der Gesellschaft innerhalb von fünf Jahren ab Eintragung der Satzungsänderung in das 

Firmenbuch – allenfalls in mehreren Tranchen – gegen Bar- und/oder Sacheinlage um 

bis zu EUR 40.000.000,00 durch Ausgabe von bis zu 40.000.000 neuen auf Inhaber 

lautenden nennwertlosen Stückaktien zu erhöhen und den Ausgabekurs und die 

Ausgabebedingungen im Einvernehmen mit dem Aufsichtsrat festzulegen 

(Genehmigtes Kapital 2019). 

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen; das gesetzliche 

Bezugsrecht kann den Aktionären in der Weise eingeräumt werden, dass die 

Kapitalerhöhung von einem Kreditinstitut oder einem Konsortium von Kreditinstituten 

5.  Grundkapital und Aktien 

(1)-(6) unverändert 

(7) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital 

der Gesellschaft innerhalb von fünf Jahren ab Eintragung der Satzungsänderung in das 

Firmenbuch – allenfalls in mehreren Tranchen – gegen Bar- und/oder Sacheinlage um 

bis zu EUR 31.440.000 durch Ausgabe von bis zu 31.440.000 neuen auf Inhaber 

lautenden nennwertlosen Stückaktien zu erhöhen und den Ausgabekurs und die 

Ausgabebedingungen im Einvernehmen mit dem Aufsichtsrat festzulegen 

(Genehmigtes Kapital 2024). 

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen; das gesetzliche 

Bezugsrecht kann den Aktionären in der Weise eingeräumt werden, dass die 

Kapitalerhöhung von einem Kreditinstitut oder einem Konsortium von Kreditinstituten 
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mit der Verpflichtung übernommen wird, sie den Aktionären entsprechend ihrem 

Bezugsrecht anzubieten (mittelbares Bezugsrecht gemäß § 153 Abs 6 AktG).  

Das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre auf die aus dem Genehmigten Kapital 2019 

ausgegebenen neuen Aktien ist ausgeschlossen (Direktausschluss des gesetzlichen 

Bezugsrechts), wenn und sofern eine Ausnutzung dieser Ermächtigung durch Ausgabe 

von Aktien gegen Bareinlagen in einem Gesamtausmaß von bis zu 10 % des 

Grundkapitals erfolgt, um im Rahmen der Platzierung neuer Aktien der Gesellschaft 

(i) Spitzenbeträge, die sich bei einem ungünstigen Bezugsverhältnis ergeben könnten, 

vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen und/oder (ii) den Emissionsbanken 

eingeräumte Mehrzuteilungsoptionen (Greenshoe-Optionen) zu bedienen.  

Darüber hinaus ist der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

gesetzliche Bezugsrecht insbesondere in folgenden Fällen auszuschließen:  

i. Um in dem Umfang, in dem es erforderlich ist, durch die Gesellschaft oder 

ihren Tochterunternehmen (§ 189a Z 7 UGB) ausgegebene oder noch 

auszugebende Schuldverschreibungen (einschließlich Genussrechte) mit 

Wandlungs- oder Optionsrechten bzw einer Wandlungspflicht zu bedienen;  

ii. um Aktien an Arbeitnehmer, leitende Angestellte, und Mitglieder des 

Vorstands der Gesellschaft oder ihrer Tochterunternehmen (§ 189a Z 7 UGB) 

zu Vergütungszwecken zu übertragen;  

iii. um das Grundkapital gegen Sacheinlagen zu erhöhen, sofern die 

Kapitalerhöhung zum Zwecke des (auch mittelbaren) Erwerbs von 

Unternehmen, Unternehmensteilen oder von Beteiligungen an Unternehmen 

oder von sonstigen mit einem Akquisitionsvorhaben in Zusammenhang 

stehenden Vermögensgegenständen erfolgt;  

iv. um eine sogenannte Aktiendividende (scrip dividend) durchzuführen, bei der 

den Aktionären der Gesellschaft angeboten wird, ihren Dividendenanspruch 

mit der Verpflichtung übernommen wird, sie den Aktionären entsprechend ihrem 

Bezugsrecht anzubieten (mittelbares Bezugsrecht gemäß § 153 Abs 6 AktG). 

Das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre auf die aus dem Genehmigten Kapital 2024 

ausgegebenen neuen Aktien ist ausgeschlossen (Direktausschluss des gesetzlichen 

Bezugsrechts), wenn und sofern eine Ausnutzung dieser Ermächtigung durch Ausgabe 

von Aktien gegen Bareinlagen in einem Gesamtausmaß von bis zu 10 % des 

Grundkapitals erfolgt, um im Rahmen der Platzierung neuer Aktien der Gesellschaft 

(i) Spitzenbeträge, die sich bei einem ungünstigen Bezugsverhältnis ergeben könnten, 

vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen und/oder (ii) den Emissionsbanken 

eingeräumte Mehrzuteilungsoptionen (Greenshoe-Optionen) zu bedienen. 

Darüber hinaus ist der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

gesetzliche Bezugsrecht insbesondere in folgenden Fällen auszuschließen: 

i. um in dem Umfang, in dem es erforderlich ist, durch die Gesellschaft oder 

ihren Tochterunternehmen (§ 189a Z 7 UGB) ausgegebene oder noch 

auszugebende Schuldverschreibungen (einschließlich Genussrechte) mit 

Wandlungs- oder Optionsrechten bzw einer Wandlungspflicht zu bedienen; 

ii. um Aktien an Arbeitnehmer, leitende Angestellte, und Mitglieder des 

Vorstands der Gesellschaft oder ihrer Tochterunternehmen (§ 189a Z 7 UGB) 

zu Vergütungszwecken zu übertragen; 

iii. um das Grundkapital gegen Sacheinlagen zu erhöhen, sofern die 

Kapitalerhöhung zum Zwecke des (auch mittelbaren) Erwerbs von 

Unternehmen, Unternehmensteilen oder von Beteiligungen an Unternehmen 

oder von sonstigen mit einem Akquisitionsvorhaben in Zusammenhang 

stehenden Vermögensgegenständen erfolgt; 

iv. um eine sogenannte Aktiendividende (scrip dividend) durchzuführen, bei der 

den Aktionären der Gesellschaft angeboten wird, ihren Dividendenanspruch 
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wahlweise (ganz oder teilweise) als Sacheinlage gegen Gewährung neuer 

Aktien aus dem Genehmigten Kapital 2019 in die Gesellschaft einzulegen;  

v. bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn die Ausübung der 

gegenständlichen Ermächtigung im Ausübungszeitpunkt im Einklang mit den 

jeweils anwendbaren gesetzlichen Voraussetzungen sachlich gerechtfertigt ist. 

Die unter Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund dieser Ermächtigung gemäß 

litera v. ausgegebenen Aktien dürfen insgesamt 10% des Grundkapitals der 

Gesellschaft im Zeitpunkt des Wirksamwerdens oder – falls dieser Wert 

geringer ist – im Zeitpunkt der Ausübung der vorliegenden Ermächtigung 

nicht überschreiten. 

wahlweise (ganz oder teilweise) als Sacheinlage gegen Gewährung neuer 

Aktien aus dem Genehmigten Kapital 2024 in die Gesellschaft einzulegen; 

v. bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn die Ausübung der 

gegenständlichen Ermächtigung im Ausübungszeitpunkt im Einklang mit den 

jeweils anwendbaren gesetzlichen Voraussetzungen sachlich gerechtfertigt ist. 

Der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf die unter Ausschluss des Bezugsrechts 

gegen Bar- und/oder Sacheinlagen ausgegebenen Aktien entfällt, darf 10 % (zehn 

Prozent, gerundet auf die zweite Nachkommastelle) des Grundkapitals der Gesellschaft 

im Zeitpunkt der Erteilung der Ermächtigung nicht übersteigen. Auf diese 10 %-

Schwelle ist die Zahl jener Aktien anzurechnen, auf die mit während der Laufzeit dieser 

Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts begebenen 

Wandelschuldverschreibungen Umtausch- und/oder Bezugsrechte eingeräumt werden. 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, Änderungen der Satzung, die sich durch die Ausgabe 

von Aktien aus dem Genehmigten Kapital 2024 ergeben, zu beschließen. 

(8) Das Grundkapital der Gesellschaft wird gemäß § 159 Absatz 2 Z 1 AktG um bis zu 

EUR 10.000.000,00 durch Ausgabe von bis zu 10.000.000 Stück auf Inhaber lautende 

nennwertlose Stückaktien zum Zwecke der Ausgabe an Gläubiger von 

Wandelschuldverschreibungen, die der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats auf 

Grundlage der in der Hauptversammlung vom 30.4.2019 erteilten Ermächtigung 

zukünftig begeben kann, bedingt erhöht. Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur insoweit 

durchzuführen, als Gläubiger von der Gesellschaft selbst oder von ihren 

Tochtergesellschaften zu begebenden Wandelschuldverschreibungen von ihrem 

Umtausch- und/oder Bezugsrecht auf Aktien der Gesellschaft Gebrauch machen. 

Ausgabebetrag und Umtauschverhältnis haben unter Wahrung der Interessen der 

Gesellschaft, der bestehenden Aktionäre und der Zeichner der 

Wandelschuldverschreibungen im Rahmen eines marktüblichen 

Preisfindungsverfahren unter Anwendung anerkannter marktüblicher Methoden und 

des Börsekurses der Aktien der Gesellschaft ermittelt zu werden. Der Ausgabebetrag 

der jungen Aktien darf den anteiligen Betrag am Grundkapital nicht unterschreiten. Die 

(8) Das Grundkapital der Gesellschaft wird gemäß § 159 Absatz 2 Z 1 AktG um bis zu 

EUR 7.860.000 durch Ausgabe von bis zu 7.860.000 Stück auf Inhaber lautende 

nennwertlose Stückaktien zur Ausgabe zum Zwecke der Ausgabe an Gläubiger von 

Wandelschuldverschreibungen, die der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats auf 

Grundlage der in der Hauptversammlung vom 08. April 2024 erteilten Ermächtigung 

zukünftig begeben kann, bedingt erhöht. Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur insoweit 

durchzuführen, als Gläubiger von der Gesellschaft selbst oder von ihren 

Tochtergesellschaften zu begebenden Wandelschuldverschreibungen von ihrem 

Umtausch- und/oder Bezugsrecht auf Aktien der Gesellschaft Gebrauch machen. 

Ausgabebetrag und Umtauschverhältnis haben unter Wahrung der Interessen der 

Gesellschaft, der bestehenden Aktionäre und der Zeichner der 

Wandelschuldverschreibungen im Rahmen eines marktüblichen 

Preisfindungsverfahren unter Anwendung anerkannter marktüblicher Methoden und 

des Börsekurses der Aktien der Gesellschaft ermittelt zu werden. Der Ausgabebetrag 

der jungen Aktien darf den anteiligen Betrag am Grundkapital nicht unterschreiten. Die 
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im Rahmen der bedingten Kapitalerhöhung auszugebenden Aktien sind in gleichem 

Maße wie die bestehenden Aktien der Gesellschaft dividendenberechtigt. 

im Rahmen der bedingten Kapitalerhöhung auszugebenden Aktien sind in gleichem 

Maße wie die bestehenden Aktien der Gesellschaft dividendenberechtigt. 

10.5  Stimmrecht, Vollmachtserteilung 

(1) Jede Aktie gibt das Recht auf eine Stimme.  

(2) Jeder Aktionär, der zur Teilnahme an der Hauptversammlung berechtigt ist, hat das 

Recht, eine natürliche oder juristische Person zum Vertreter zu bestellen. Der Vertreter 

nimmt im Namen des Aktionärs an der Hauptversammlung teil und hat dieselben 

Rechte wie der Aktionär, den er vertritt.  

(3) Die Vollmacht muss einer bestimmten Person in Textform erteilt werden. Die 

Vollmacht muss der Gesellschaft übermittelt und von dieser aufbewahrt oder 

nachprüfbar festgehalten werden. Es gibt keine Beschränkung der Anzahl der Personen, 

die zu Vertretern bestellt werden kann.  

(4) Vollmachten können auch auf einem von der Gesellschaft näher zu bestimmenden 

elektronischen Kommunikationsweg an die Gesellschaft übermittelt werden. Die 

Einzelheiten für die Erteilung dieser Vollmachten werden zusammen mit der 

Einberufung der Hauptversammlung bekannt gemacht. Die Einberufung kann als 

Kommunikationsweg die Übermittlung von Vollmachten per Telefax oder per E-Mail 

(wobei das elektronische Format in der Einberufung näher bestimmt werden kann) 

vorsehen.  

(5) Hat der Aktionär seinem depotführenden Kreditinstitut (§ 10a AktG) Vollmacht 

erteilt, so genügt es, wenn dieses zusätzlich zur Depotbestätigung die Erklärung abgibt, 

dass ihm Vollmacht erteilt wurde; § 10a Abs 3 AktG gilt sinngemäß. 

(6) In der Einberufung kann die zwingende Verwendung eines bestimmten Formulars 

für die Erteilung einer Vollmacht verfügt werden, welches auf der Internetseite der 

10.5  Virtuelle Hauptversammlung 

(1) Der Vorstand entscheidet über die Form der Durchführung, das heißt ob die 

Hauptversammlung durchgeführt wird: 

i. mit physischer Anwesenheit der Teilnehmer, oder 

ii. ohne physische Anwesenheit der Teilnehmer (virtuelle Hauptversammlung), 

entweder als einfache virtuelle Hauptversammlung oder als moderierte 

virtuelle Hauptversammlung, oder  

iii. als Hauptversammlung, bei der sich die einzelnen Teilnehmer zwischen einer 

physischen und einer virtuellen Teilnahme entscheiden können (hybride 

Hauptversammlung). 

(2) Wird die Hauptversammlung vom Aufsichtsrat einberufen, ist diesem die 

Entscheidung über die Form der Durchführung im vorgenannten Sinn überlassen. 

(3) Der Vorstand ist ermächtigt, jeweils einzeln für Hauptversammlungen der 

Gesellschaft, die bis zum 31. Dezember 2029 stattfinden, vorzusehen, dass die 

Hauptversammlung als virtuelle oder hybride Hauptversammlung abgehalten wird. In 

der Einberufung ist zu erläutern, wie die Interessen der Aktionäre angemessen 

berücksichtigt wurden. Ebenso sind die technischen und organisatorischen Hinweise 

zur Teilnahme an der virtuellen oder hybriden Hauptversammlung bereits in der 

Einberufung aufzunehmen oder zeitgleich mit der Einberufung zu veröffentlichen 

(4) Wenn 5 % oder mehr der Aktionäre verlangen, dass die ordentliche 

Hauptversammlung in physischer Anwesenheit der Teilnehmer oder als hybride 

Hauptversammlung durchgeführt wird, bevor das Geschäftsjahr endet, muss die nächste 
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Gesellschaft zugängig gemacht wird. Dieses Formular ermöglicht die Erteilung einer 

beschränkten Vollmacht. 

ordentliche Hauptversammlung in physischer Anwesenheit der Teilnehmer oder als 

hybride Hauptversammlung durchgeführt werden. 

(5) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass die Aktionäre ihre Stimmen schon bis 

zu einem festzusetzenden Zeitpunkt vor der Hauptversammlung auf elektronischem 

Weg – beispielsweise per E-Mail – abgeben können. Die betreffenden Aktionäre 

können ihre Stimmabgabe bis zur Abstimmung in der virtuellen oder hybriden 

Hauptversammlung widerrufen und allenfalls neu abstimmen. Im Übrigen gilt § 126 

AktG sinngemäß. 

(6) Entscheidet der Vorstand, die Hauptversammlung als virtuelle oder hybride 

Hauptversammlung einzuberufen, ist für die Übertragung in Echtzeit (nach Ermessen 

des Vorstands an die Teilnehmer oder öffentlich) abweichend von Punkt 10.4.1 dieser 

Satzung keine Zustimmung des Aufsichtsrats erforderlich. 

(7) Dieser Punkt 10.5 der Satzung ist bis zum 31. Dezember 2029 befristet. 

10.6 Mehrheiten in der Hauptversammlung 

(1) Sofern das Gesetz nicht zwingend eine andere Mehrheit vorschreibt, beschließt die 

Hauptversammlung mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen, und in Fällen, 

in denen eine Kapitalmehrheit erforderlich ist, mit einfacher Mehrheit des bei der 

Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals. 

(2) Wenn bei Wahlen im ersten Wahlgang keine einfache Mehrheit erzielt wird, findet 

die engere Wahl zwischen den beiden Bewerbern statt, welche die meisten Stimmen 

erhalten haben. Bei Stimmengleichheit ist kein wirksamer Wahlbeschluss gefasst. 

(3) Jeder Beschluss der Hauptversammlung bedarf zu seiner Gültigkeit der 

Beurkundung durch eine von einem österreichischen öffentlichen Notar über die 

Verhandlung aufgenommene Niederschrift. 

10.6 Stimmrecht, Vollmachtserteilung 

(1) Jede Aktie gibt das Recht auf eine Stimme. 

(2) Jeder Aktionär, der zur Teilnahme an der Hauptversammlung berechtigt ist, hat das 

Recht, eine natürliche oder juristische Person zum Vertreter zu bestellen. Der Vertreter 

nimmt im Namen des Aktionärs an der Hauptversammlung teil und hat dieselben 

Rechte wie der Aktionär, den er vertritt. 

(3) Die Vollmacht muss einer bestimmten Person in Textform erteilt werden. Die 

Vollmacht muss der Gesellschaft übermittelt und von dieser aufbewahrt oder 

nachprüfbar festgehalten werden. Es gibt keine Beschränkung der Anzahl der Personen, 

die zu Vertretern bestellt werden kann. 

(4) Vollmachten können auch auf einem von der Gesellschaft näher zu bestimmenden 

elektronischen Kommunikationsweg an die Gesellschaft übermittelt werden. Die 
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Einzelheiten für die Erteilung dieser Vollmachten werden zusammen mit der 

Einberufung der Hauptversammlung bekannt gemacht. Die Einberufung kann als 

Kommunikationsweg die Übermittlung von Vollmachten per Telefax oder per E-Mail 

(wobei das elektronische Format in der Einberufung näher bestimmt werden kann) 

vorsehen.  

(5) Hat der Aktionär seinem depotführenden Kreditinstitut (§ 10a AktG) Vollmacht 

erteilt, so genügt es, wenn dieses zusätzlich zur Depotbestätigung die Erklärung abgibt, 

dass ihm Vollmacht erteilt wurde; § 10a Abs 3 AktG gilt sinngemäß. 

(6) In der Einberufung kann die zwingende Verwendung eines bestimmten Formulars 

für die Erteilung einer Vollmacht verfügt werden, welches auf der Internetseite der 

Gesellschaft zugängig gemacht wird. Dieses Formular ermöglicht die Erteilung einer 

beschränkten Vollmacht. 

 10.7 Mehrheiten in der Hauptversammlung 

(1) Sofern das Gesetz nicht zwingend eine andere Mehrheit vorschreibt, beschließt die 

Hauptversammlung mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen, und in Fällen, 

in denen eine Kapitalmehrheit erforderlich ist, mit einfacher Mehrheit des bei der 

Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals. 

(2) Wenn bei Wahlen im ersten Wahlgang keine einfache Mehrheit erzielt wird, findet 

die engere Wahl zwischen den beiden Bewerbern statt, welche die meisten Stimmen 

erhalten haben. Bei Stimmengleichheit ist kein wirksamer Wahlbeschluss gefasst. 

(3) Jeder Beschluss der Hauptversammlung bedarf zu seiner Gültigkeit der 

Beurkundung durch eine von einem österreichischen öffentlichen Notar über die 

Verhandlung aufgenommene Niederschrift. 

 


